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Sitzung der 74. Europaministerkonferenz 
 

am 17./18. Mai 2017 in Wismar 
 

 

TOP 2: Zukunft der EU 

Berichterstatter: Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 

Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-

Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen 

 

Beschluss 

 

1. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz nehmen Bezug auf den Beschluss der 

73. EMK vom 9. März 2017 in Brüssel anlässlich des 60. Jahrestages der Unter-

zeichnung der Römischen Verträge und setzen sich weiterhin für die Bewahrung 

der Europäischen Union (EU) als Friedens-, Werte-, Rechts- und Wirtschafts-

gemeinschaft auf demokratischer Grundlage und mit einer sozialen Dimension ein. 

2. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz heben hervor, dass die Zukunft der 

EU entscheidend von den Entwicklungen und Reformschritten in den nächsten 

Jahren abhängen wird. Sie begrüßen daher, dass in der Europäischen Union 

aktuell ein Reflexionsprozess stattfindet und eine Debatte über die künftige Aus-

gestaltung der EU, die Zukunftsfähigkeit Europas und die Notwendigkeit von 

Reformschritten im Gange ist. Sie sehen die Zeit für diese Reformdebatte insbe-

sondere auch vor dem Hintergrund des Erstarkens europaskeptischer und natio-

nalistischer Tendenzen in verschiedenen Mitgliedstaaten, dem zunehmenden 

Verlust von Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die EU sowie vor dem Hin-

tergrund des anstehenden Brexit, mit dem erstmals eine Verkleinerung der EU 

einhergehen wird, als gekommen an.  

3. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz teilen dabei die Grundaussage der 

Erklärung der Staats- und Regierungschefs der 27 Mitgliedstaaten der EU vom 16. 

September 2016 in Bratislava, dass die EU zwar nicht fehlerfrei, doch das beste 
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Instrument ist, über das wir in Europa verfügen . Gefordert ist nunmehr ein Pro-

zess, der das Erreichte im Sinne der Menschen und mit Gewinn für alle Mitglied-

staaten weiterentwickelt und an die aktuellen Herausforderungen anpasst. Ein sol-

cher Prozess muss auf eine breite gesellschaftliche Basis der Beteiligung und der 

Ideen gestellt sein. Ziel ist im Einklang mit der Erklärung von Rom  vom 25. März 

tige 

und sozial verantwortungsvolle Union, die willens und in der Lage ist, eine ent-

 

4. Nach Auffassung der Mitglieder der Europaministerkonferenz wird entscheidend 

sein, welche Vorstellungen die 27 Mitgliedstaaten der EU zur Zukunft der europä-

ischen Integration entwickeln. Auch die Länder sind vor dem Hintergrund ihrer 

Integrationsverantwortung und aufgrund ihres eigenen europapolitischen Mitge-

staltungsanspruchs aufgefordert, sich an der Debatte um Europas Zukunft zu 

beteiligen. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz stellen fest, dass eine Be-

troffenheit der Länder in Abhängigkeit des Regelungsbereiches insbesondere hin-

sichtlich ihrer Gesetzgebungskompetenz sowie finanzieller und organisatorischer 

Belange gegeben sein kann und sie daher umfassend zu beteiligen sein werden.  

5. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz bewerten die bislang in den Prozess 

eingebrachten Vorschläge und Ideen der europäischen Institutionen als wichtige 

Beiträge und Anstöße für den öffentlichen Diskurs. Sie sind umso mehr zu würdi-

gen, als sie ein breites Spektrum von Optionen, Szenarien und Diskussionsmög-

lichkeiten aufzeigen, die von einer Konzentration der EU auf die Vertiefung des 

Binnenmarktes für Waren und Kapital über den Erhalt des Status Quo bis hin zu 

ehrgeizigen institutionellen Veränderungen reichen.  

6. Zu nennen sind dabei auch die am 16. Februar 2017 angenommenen Ent-

schließungen des Europäischen Parlaments zur Verbesserung der Arbeitsweise 

der Europäischen Union durch Ausschöpfung des Potenzials des Vertrags von 

Lissabon  (Bresso/Brok), zu möglichen Entwicklungen und Anpassungen der der-

zeitigen institutionellen Struktur der Europäischen Union  (Verhofstadt) und zu 

einer Haushaltskapazität für das Euro-Währungsgebiet  (Böge/Berès). Zugleich 

ist es aus Sicht der Mitglieder der Europaministerkonferenz wichtig, dass sich das 

von den Bürgerinnern und Bürgern der Mitgliedstaaten der EU gewählte Europäi-

sche Parlament auch im Weiteren maßgeblich in den Prozess einbringt und ihn 
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durch Vorschläge mitgestaltet. Die am 16. Februar 2017 beschlossenen Ent-

schließungen bewerten die Mitglieder der Europaministerkonferenz als zu 

diskutierende Vorschläge des Europäischen Parlaments, wie beispielsweise die 

vorgeschlagene Schaffung eines eigenständigen Legislativrates, den weiteren 

Übergang zur Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit im Rat sowie die Ein-

richtung einer Haushaltskapazität im Euro-Währungsgebiet für eine Stabilisierung 

der Eurozone, aber auch Überlegungen zur Neubelebung der Gemeinschafts-

methode. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz erwarten, dass auch die 

vom Europäischen Parlament vorgelegten Ideen und Vorschläge in die 

Zukunftsdiskussion auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs der EU27 

einbezogen und diskutiert werden. 

7. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz würdigen gleichzeitig die Heran-

gehensweise des Ausschusses der Regionen an den Reformprozess, der Vor-

schläge für breit angelegte Bürgerdialoge und politische Konsultationen gemacht 

hat: Das Versprechen von Rom, den Bürgerinnen und Bürgern zuzuhören, muss 

im Prozess um die Zukunft Europas eingelöst werden. Hierbei kommt den Regio-

nen eine zentrale Rolle zu. 

8. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz begrüßen den ergebnisoffenen Bei-

trag der Kommission zum aktuellen Reflexionsprozess der Europäischen Union in 

teilen das hieraus ersichtliche 

Problembewusstsein der Kommission in Bezug auf die vielfältigen gegenwärtigen 

Herausforderungen für den europäischen Integrationsprozess. 

9. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz weisen darauf hin, dass die im Weiß-

buch skizzierten Szenarien und die in diesem Zusammenhang zu Illustrations-

zwecken angeführten Beispiele nicht zwingend die passenden sind. Da alle 

Szenarien Schnittmengen aufweisen, wäre ihre Umsetzung auch in Mischformen 

denkbar. 

10. 

Wahrung der Geschlossenheit der EU27, weil im Ergebnis nur von allen Mitglied-

staaten gemeinsam getragene Zielvorstellungen umgesetzt werden. Schon in der 

Vergangenheit erwies sich dieser Weg deshalb häufig als zielführend. Der wesent-

liche Nachteil dieses Szenarios liegt allerdings darin, dass Veränderungen nur 
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reaktiv, punktuell und auf dem kleinsten erreichbaren gemeinsamen Nenner erfol-

gen. Damit eignet sich Szenario 1 kaum zur Behebung struktureller Defizite, da bei 

kurzfristig nachlassendem Problemdruck erfahrungsgemäß die Bereitschaft zu 

weiteren - ggf. langfristig erforderlichen - Reformschritten zurückgeht.  

11. Die von der Kommission im Rahmen des Szenarios 2 

vorgenommene thematische Fokussierung auf die Vertiefung des Binnenmarkts 

für Waren und Kapital stellt das am wenigsten konkretisierte Szenario dar. In 

jedem Fall würde Szenario 2 eine Teilrücknahme bereits erfolgter Integrations-

schritte bedeuten und wäre demzufolge mit einer Aufgabe bereits erzielter Er-

rungenschaften - nicht nur wirtschaftlicher sondern auch politischer und gesell-

schaftlicher Natur - in anderen Politikfeldern verbunden.  

 Es erscheint wenig wahrscheinlich, dass dieses Szenario geeignet ist, den aktuel-

len Herausforderungen gerecht zu werden. Insbesondere bei Themen, die nicht 

den Binnenmarkt betreffen und die zum Teil von gesamteuropäischer und globaler 

Bedeutung sind, wie beispielsweise die Bewältigung der Migrationsströme, die Be-

kämpfung von Terrorismus und Klimawandel, kann dies einer effektiven Problem-

bewältigung entgegenstehen und einer Rechtszersplitterung Vorschub leisten. 

 Die bei einem Rückzug der EU aus der Regulierung weiter Bereiche, etwa des 

Sozial-, Umwelt- oder Verbraucherschutzrechts, entstehenden Unterschiede 

könnten  eine Absenkung der Stan-

dards in einzelnen Mitgliedstaaten und damit auch Wettbewerbsverzerrungen 

nach sich ziehen. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz geben darüber hin-

aus zu bedenken, dass bei einer Verwirklichung von Szenario 2 unter Umständen 

jene Förderprogramme wegfallen würden, die für die Akzeptanz der EU bei den 

Bürgerinnen und Bürgern von erheblicher Bedeutung sind.  

12. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz sehen in Szenario 3 

differenzierten Integration. Sie sind der Auffassung, dass 

dieses Szenario allen Mitgliedstaaten Gestaltungsräume eröffnet und eine ihren 

individuellen Bedürfnissen angepasste Integration ermöglicht. Sie sehen die größ-

ten Potentiale des Szenarios in Bereichen, in denen ein Voranschreiten einer 
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hat. Die Mitglieder der EMK erkennen aber auch die Risiken eines Auseinander-

driftens der EU-Mitgliedstaaten sowie einer zunehmenden Komplexität und 

Intransparenz der europäischen Strukturen. Sie regen an, diesen Auswirkungen 

auf europäischer Ebene rechtzeitig und in angemessener Weise zu begegnen. 

13. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz erkennen in 

 ein Vorgehen, das seit dem Amtsantritt von Präsident Juncker in 

Teilen bereits jetzt in Gestalt einer starken Reduzierung der Legislativaktivitäten 

praktiziert wird. Sie weisen darauf hin, dass die Mitgliedstaaten zu entscheiden 

haben, in welchen Bereichen sie mehr und in welchen weniger unternehmen 

möchten. Die prioritären Aktivitäten der EU müssen sich an den großen europa-

politischen Herausforderungen orientieren, die die Mitgliedstaaten gemeinsam 

betreffen und die besser auf europäischer Ebene als im nationalen Alleingang zu 

meistern sind. Nach Auffassung der Mitglieder der Europaministerkonferenz hat 

Szenario 4 den Nachteil, dass sich die Entscheidungen der Mitgliedstaaten der 

EU27 darüber, in welchen Bereichen mehr geregelt werden soll und in welchen 

weniger, permanent wandeln können bzw. immer wieder neu zu treffen sind.  

 Aus Sicht der Mitglieder der Europaministerkonferenz nennt die Kommission bei 

der Beschreibung von Szenario 4 mit der Erwähnung der Regionalpolitik ein aus 

Ländersicht unpassendes Beispiel für eine verzichtbare Aktivität der EU. In ihrer 

Stellungnahme zur Kohäsionspolitik der EU nach 2020 (EMK-Beschluss vom 1. 

Dezember 2016, MPK-Beschluss vom 8. Dezember 2016, BR-Beschluss vom 16. 

Dezember 

nach 2020 ihre hervorgehobene Rolle im MFR zu sichern: Die Länder sehen 

Vorgaben zur Bewältigung drängender Herausforderungen auf europäischer und 

globaler Ebene mit langfristigen Entwicklungsstrategien auf regionaler Ebene ver-

bindet. Die Umsetzung dieser Politiken vor Ort kann deren Wirksamkeit verstärken 

und durch die größere Bürgernähe zu einer stärkeren Identifizierung mit den euro-

päischen Politiken und Projekten beitragen. Hierin liegt der oft unterschätzte euro-

pä  
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14. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz stellen fest, dass es sich bei Szenario 

um das weitgehendste Integrationsszenario 

handelt. Nach Einschätzung der Mitglieder der EMK ist die Bereitschaft aller Mit-

gliedstaaten sowie ihrer Bürgerinnen und Bürger für ein Voranschreiten der Euro-

päischen Union auf der Grundlage des Szenarios 5  derzeit nicht ersichtlich.  

15. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz nehmen zur Kenntnis, dass die Kom-

mission im Rahmen des Weißbuch-Prozesses zu einzelnen Politikfeldern konkre-

tisierende Diskussionspapiere vorlegt. Sie behalten sich vor, weiterhin zu diesem 

Prozess Stellung zu nehmen. 

16. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz werden sich, auch um dem Verfas-

sungsauftrag der Länder zur Mitgestaltung der europäischen Integration gerecht 

zu werden, im Übrigen konstruktiv in den Prozess um die zukünftige Ausrichtung 

Europas einbringen. 

17. Die Mitglieder der Europaministerkonferenz bitten den Vorsitz, diesen Beschluss 

an die Bundesregierung und die europäischen Institutionen zu übersenden. 


